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Der Drang der US-Milliardäre zur Weltmacht – Jörg Kronauer 
 

Die Bundesregierung schließt die Teilnahme an dem „Board of Peace“ nicht aus, das den 

Gaza-Wiederaufbau lenken soll, von Trump mit diktatorischen Vollmachten geführt wird und 

laut verbreiteter Einschätzung die UNO verdrängen soll. 
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WASHINGTON/BERLIN (Eigener Bericht) – Die Bundesregierung hält sich eine Teilnahme an 

dem „Board of Peace“ offen, das offiziell den Wiederaufbau des Gazastreifens lenken soll, 

dabei aber von US-Präsident Donald Trump mit diktatorischen Vollmachten geführt wird und 

nach verbreiteter Einschätzung die Vereinten Nationen ersetzen soll. Trump wird das neue 

Gremium übereinstimmenden Berichten zufolge am Mittwoch auf dem 

Weltwirtschaftsforum in Davos vorstellen und die rund 60 Staaten benennen, die er als 

Mitglieder zulassen will. Einerseits soll es tatsächlich den Gaza-Wiederaufbau steuern, bei 

dem Palästinenser lediglich im Rahmen der lokalen Verwaltung praktische Aufgaben 

übernehmen dürfen, während die politische Steuerung ausschließlich fremden Regierungen 

und Milliardären obliegt. Von einer neuen Mandatsherrschaft, diesmal aber nicht aus 

London geführt, sondern aus Washington, ist die Rede. Dabei ist der Vorsitz im „Board of 

Peace“ – im Kern lebenslänglich – für Trump persönlich reserviert, der nach Belieben 

Mitglieder hinauswerfen und Entscheidungen per Veto verhindern kann. Das Gremium soll 

„Institutionen“ ersetzen, die „allzu oft gescheitert“ sind – die UNO. Frankreich lehnt die 

Mitgliedschaft ab, Deutschland nicht. 

 

Das „Board of Peace“ 

Seinen Ursprung hat das „Board of Peace“ („Friedensrat“) in der UN-Resolution 2803, die der 

UN-Sicherheitsrat am 17. November 2025 mit 13 Ja-Stimmen bei zwei Enthaltungen 

(Russland, China) annahm. Die UN-Resolution soll die Umsetzung des Gaza-Friedensplans 

unterstützen, der am 10. Oktober 2025 in Kraft getreten ist. Dazu sieht sie zum einen eine 

Streitmacht (International Stabilization Force) von 20.000 Soldaten vor, die die Entwaffnung 

der Hamas durchsetzen und als Ordnungsmacht auftreten soll. Die politische Kontrolle liegt 

beim „Board of Peace“. Diesem sind in einer etwas unübersichtlichen Organisationsstruktur 

verschiedene Gremien untergeordnet, deren Gerüst das Weiße Haus am Freitag vorgestellt 

hat.[1] So ist dem „Board of Peace“ unmittelbar ein Executive Board unterstellt, das offenbar 

die Beschlüsse des „Board of Peace“ auf übergeordneter diplomatischer und planerischer 

Ebene realisieren soll. Es ernennt einen Hohen Repräsentanten, der seinerseits die 

praktische Arbeit in Gaza steuern soll. Dazu wiederum wird er in ein Gaza Executive Board 

entsandt, dem Vertreter fremder Staaten angehören und das die praktische Verwaltung in 

Gaza vor Ort kontrolliert – das National Committee for the Administration of Gaza. Einige 

„Berater“ mit nicht ganz klarer Funktion kommen hinzu. 

 

Eine neue Mandatsherrschaft 

Palästinenser sollen in den Planungen des Weißen Hauses lediglich auf der untersten Ebene 

tätig werden – im National Committee for the Administration of Gaza. Dort setzen sie nur die 

praktischen Arbeiten um. Politische und strukturelle Entscheidungen werden auf den oberen 

Ebenen gefällt, letztlich im „Board of Peace“. Kritiker sprechen daher von einer erneuten 

Mandatsherrschaft nach dem Modell der britischen Mandatsherrschaft (1917 bis 1948) – nur 

dass diesmal die Befehle letztlich nicht aus London, sondern aus Washington kämen. Bereits 

die Personalien lassen eine dominante Orientierung der neuen Strukturen in Gaza auf US-

amerikanische und britische Interessen erkennen.  
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So ist der Hohe Repräsentant, Nickolay Mladenov, den Washington ernannt hatte, da sich 

der britische Ex-Premierminister Tony Blair wegen seiner Rolle als einer der 

Hauptaggressoren im Irak-Krieg 2003 als nicht vermittelbar erwies, als entschiedener 

Befürworter der Abraham Accords bekannt, eines zentralen Projekts der Trump-

Administration.[2] Zwei „strategische Berater“ standen in Verbindung mit den Plänen, Gaza 

in ein Luxusresort („Riviera des Mittleren Ostens“) zu transformieren, oder mit der Gaza 

Humanitarian Foundation (GHF), deren Verteilung von Lebensmitteln in Gaza von 

Missmanagement und Morden an wartenden Palästinensern begleitet wurde.[3] 

 

Diktatorisch geführt 

Wie das letztlich alles bestimmende „Board of Peace“ strukturiert ist, lässt ein kurzer Blick 

auf sein Grundlagendokument erkennen, die „Charter of the Board of Peace“, die im Weißen 

Haus erstellt wurde und inzwischen öffentlich einsehbar ist.[4] Als Vorsitzender (Chairman) 

des Gremiums wird namentlich Donald Trump benannt, der dem „Board of Peace“, 

zumindest anfänglich, auch in seiner Funktion als Präsident der Vereinigten Staaten 

angehört. Sein Posten wird nur neu besetzt, wenn er aus eigenem Willen zurücktritt oder 

amtsunfähig wird, etwa durch Tod. Der Vorsitzende, also Trump, bestimmt seinen 

Nachfolger selbst. Dem „Board of Peace“ gehören Staaten an, allerdings nur solche, die vom 

Vorsitzenden eingeladen werden. Die Mitgliedschaft dauert maximal drei Jahre. Staaten, die 

dem Gremium länger angehören wollen, müssen eine Milliarde US-Dollar in bar einzahlen. 

Der Vorsitzende darf, ganz nach Belieben, die Mitgliedschaft bestimmter Staaten beenden 

oder sogar das „Board of Peace“ auflösen. Das Gremium kommt einmal im Jahr zusammen, 

ansonsten zu Zeiten und an Orten, die der Vorsitzende für „angemessen“ hält. Die 

Tagesordnung muss eigens vom Vorsitzenden bestätigt werden. Entscheidungen werden per 

Mehrheit der anwesenden Staaten getroffen, müssen aber ebenfalls vom Vorsitzenden 

gebilligt werden. 

 

Immobilienmogule an der Macht 

Die Vollmachten des Vorsitzenden, die an diejenigen früherer Erbmonarchien, faschistischer 

Diktaturen der Moderne oder schlecht geführter Familienunternehmen erinnern, erstrecken 

sich auch auf das Executive Board, deren Mitglieder der Vorsitzende aussucht, die er ganz 

nach Belieben austauschen kann und deren Entscheidungen er per Veto jederzeit 

annullieren darf. Drei der sieben Gründungsmitglieder, die sämtlich Trumps engerem Umfeld 

und zum Teil seinem Familienclan angehören, sind Milliardäre (Steve Witkoff, Jared Kushner, 

Marc Rowan); einer besitzt laut Berichten ein Vermögen in Höhe eines oberen dreistelligen 

Millionenbetrags (Weltbank-Chef Ajay Banga), einer ein mindestens zwei-, wahrscheinlich 

aber auch dreistelliges Millionenvermögen (Ex-Premierminister Tony Blair), während die 

letzten beiden Mitglieder, Marco Rubio sowie Robert Gabriel, im Hinblick auf ihren Besitz 

aus dem Rahmen fallen. Rubio ist US-Außenminister, Gabriel amtiert als stellvertretender 

Nationaler Sicherheitsberater in der Trump-Administration. In der Gesamtbilanz dominieren 

damit US-Milliardäre mit Schwerpunkt in der Immobilienbranche die Entscheidungsposten 

des „Board of Peace“, das die Geschicke des Gazastreifens und der dortigen Palästinenser 

bestimmen soll – ähnlich den Hochkommissaren (High Commissioners) der damaligen 

Kolonialmacht Großbritannien. 
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Angriff auf die UNO 

Dabei ist unklar, ob sich das „Board of Peace“ auf den Gazastreifen beschränken wird. In der 

UN-Resolution 2803 ist es zwar explizit auf die Aufgabe reduziert, im Gazastreifen Frieden zu 

bewahren und den Wiederaufbau zu organisieren. Dabei ist sein Mandat auf zwei Jahre 

limitiert; es endet im November 2027. Mittlerweile besteht jedoch der begründete Verdacht, 

dass die Trump-Administration mit dem Gremium erheblich weiter reichende Ziele verfolgt 

und die UN-Resolution missbraucht, um in Wirklichkeit eine neue Struktur zur Sicherung der 

US-Weltherrschaft zu errichten, die an die Stelle der Vereinten Nationen treten soll. So heißt 

es in der Präambel zur „Charter of the Board of Peace“ nicht, Ziel sei es, Frieden in Gaza zu 

schaffen, sondern, räumlich unbegrenzt, „Frieden in Gebieten, die von Konflikten bedroht 

oder betroffen sind“.[5] Zudem ist ungewiss, welche Möglichkeiten Länder wie Albanien und 

Paraguay haben, zum Aufbau von Gaza beizutragen. Beide sind von Trump ins „Board of 

Peace“ eingeladen worden und haben ihre Teilnahme zugesagt. In der „Charter“ heißt es, 

wer Frieden wolle, müsse sich von „Institutionen“ verabschieden, „die allzu oft gescheitert 

sind“. Nach verbreiteter Überzeugung sind die Vereinten Nationen gemeint, aus deren 

Gremien sich die Vereinigten Staaten unter Trump mehr und mehr verabschieden. 

 

Deutsche Beteiligung nicht ausgeschlossen 

Weitere Staaten haben mittlerweile ihre Teilnahme an dem diktatorisch geführten „Board of 

Peace“ zugesagt, das offenkundig darauf abzielt, die Vereinten Nationen zu verdrängen. 

Dazu gehören mehrere Länder, die von ultrarechten, Trump nahestehenden Regierungen 

geführt werden – Argentinien und Ungarn –, außerdem Marokko, das sich ziemlich eng an 

die USA gebunden hat, um von Washington offen völkerrechtswidrig die Hoheit über die 

Westsahara zugesprochen zu bekommen, zudem Albanien und Vietnam. Insgesamt sollen 

rund 60 Länder eingeladen worden sein, darunter Deutschland und Frankreich. Frankreich 

hat mitgeteilt, es werde dem „Board of Peace“ unter den gegenwärtigen Bedingungen nicht 

beitreten – es halte sich weiterhin an die Charta der Vereinten Nationen.[6] Deutschland 

wiederum hält sie eine Mitarbeit offen. Regierungssprecher Stefan Kornelius weigerte sich 

am Montag auch auf hartnäckige Nachfragen in der Bundespressekonferenz standhaft, eine 

deutsche Beteiligung an dem Projekt auszuschließen, das ganz offenkundig einem 

Generalangriff auf die Vereinten Nationen dient und an ihre Stelle einen satzungsgemäß von 

Trump persönlich sowie seinem Familienclan und befreundeten Milliardären geführten 

Zusammenschluss setzt, der die Geschicke der Welt unter dem orwell’schen Begriff 

„Frieden“ lenken soll. 
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